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         Abschluss der Tarifreform im öffentlichen Dienst 

         Zum 01.01.2017 sind die neuen Eingruppierungsregelungen des TVöD-VKA in Kraft getreten. Grundlegende Verfahrensfragen regeln die §§ 12, 13 TVöD-VKA. Deren Ausgestaltung durch die neue Entgeltordnung findet sich in Anlage 1. Damit ist nun auch für den kommunalen Bereich die Tarifreform abgeschlossen. Die Neuregelung der Eingruppierung im TVöD-VKA macht deutlich, was sich mit den neuen Entgeltordnungen im TV-L und TVöD-Bund schon angekündigt hat. Die Eingruppierungsbestimmungen im öffentlichen Dienst behalten einen gemeinsamen Kern, driften aber im Detail auseinander.

         Betrachtet man die Neuregelungen für den TVöD-VKA im Vergleich zu denen im TV-L und TVöD-Bund, wird schnell klar, dass sich die Tarifvertragsparteien vor allem am TVöD-Bund orientiert und darüber hinaus eigene Regelungsakzente gesetzt haben.

         
            
               Prinzipiell wurde aber am alten Eingruppierungssystem des BAT angeknüpft.

            Aus den Neuregelungen zur Eingruppierung wollen wir Ihnen mit diesem Praxis-Handbuch neben einem kurzen Überblick über die Grundregeln zur Eingruppierung (§§ 12, 13 TVöD-VKA) vor allem die Allgemeinen Tätigkeitsmerkmale der neuen Entgeltordnung vorstellen. Daher baut dieses Buch auch auf unserem Fachratgeber „Grundlagen der Eingruppierung TVöD und TV-L“ auf, das die Grundregeln der tarifkonformen Eingruppierung ausführlicher darstellt. Als Tarifanwender können Sie dieses Handbuch aber auch unabhängig davon lesen und gewinnbringend nutzen.

            Den Leserinnen und Lesern dieses Buchs wollen wir eine schnelle und zuverlässige Hilfe bieten. Ausschließlich im Interesse der Lesefreundlichkeit verwenden wir daher die männliche Sprachform.
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         Die Neuregelungen im Überblick

         Nach langen Verhandlungen haben sich die Tarifvertragsparteien im Rahmen der Tarifrunde 2016 auf eine neue Entgeltordnung verständigt. Sie ist zum 01.01.2017 in Kraft getreten und löst die bisherigen Übergangsregelungen des § 17 TVÜ-VKA ab.

         Die Grundregeln zur Eingruppierung finden sich in §§ 12, 13 TVöD-VKA. Sie entsprechen – redaktionell angepasst – den früheren Regelungen der §§ 22, 23 BAT. Dabei löst § 12 TVöD-VKA den § 22 BAT ab und regelt wichtige Verfahrensfragen. 

         
            
               
               
            
            
               
                  	Checkliste: (Alte) Neuregelungen in § 12 TVöD-VKA
               

               
                  	
                     § 22 BAT 
– Altregelung
                  
                  	
                     § 12 TVöD-VKA 
– Neuregelung
                  
               

            
            
               
                  	Tarifautomatik: Der Angestellte „ist“ eingruppiert…
                  	 Tarifautomatik: Der Beschäftigte „ist“ eingruppiert …
               

               
                  	… nach Maßgabe der aus-zu-übenden Tätigkeit
                  	 
               

               
                  	… die auf Dauer und nicht nur vorübergehend übertragen worden ist.
                  	 
               

               
                  	Maßgeblich ist die gesamte Tätigkeit
                  	 
               

               
                  	… gegliedert nach Arbeitsvorgängen …
                  	… auch für Arbeiter und die Entgeltgruppe 1
               

               
                  	… und mit Zeitanteilen.
                  	 
               

               
                  	Bestimmender Zeitanteil ist die Hälfte (= 50 Prozent) …
                  	 
               

               
                  	… sofern kein abweichender Zeitanteil in der Entgeltordnung bestimmt wird (1/3 usw.).
                  	 
               

               
                  	Zusammenfassende Betrachtung
                  	 
               

               
                  	Die Entgeltgruppe ist im Arbeitsvertrag (deklaratorisch) anzugeben.
                  	 
               

               
                  	Faktisch kann ohne tarifkonforme Stellenbeschreibung nicht eingruppiert werden …
                  	… wobei der Tarifvertrag die Regelung der Stellenbeschreibung weiterhin unterlässt.
               

            
         

         § 12 TVöD-VKA klärt damit die Frage, wie eingruppiert wird. Wo eingruppiert wird, regelt die neue Entgeltordnung – gefasst als Anlage 1 zum TVöD-VKA.

         
            
               
               
            
            
               
                  	Checkliste: (Alte) Neuregelungen in Anlage 1 – Entgeltordnung VKA
               

               
                  	
                     Anlage 1a zu § 22 BAT 
– Altregelung
                  
                  	
                     Anlage 1 – Entgeltordnung VKA 
                     

                     – Neuregelung
                  
               

            
            
               
                  	Die Vergütungsordnung als Anlage 1a und 1b zum BAT.
                  	Die Entgeltordnung als Anlage 1 zum TVöD-VKA.
               

               
                  	Die Anlage 1a mit allgemeinen und zusätzlichen (= speziellen) Tätigkeitsmerkmalen …
                  	… jetzt strukturiert in einen Allgemeinen (Teil A) und einen Besonderen Teil (Teil B).
               

               
                  	Die Anlage 1a gilt nicht für Arbeitertätigkeiten.
                  	Für Arbeitertätigkeiten sind im TVöD-VKA nur allgemeine Tätigkeitsmerkmale als bundesweit geltende Regelung vereinbart worden (Teil A Abschnitt I. Ziffer 2.). Spezielle Tätigkeitsmerkmale sind auf Landesebene zu vereinbaren. Für NRW gelten besondere Regelungen (Anhang – Regelungskompetenzen – zur Anlage 1 zum TVöD-VKA).
               

               
                  	Lehrer sind von den Eingruppierungsregeln ausgenommen, soweit nicht ausdrücklich ein besonderes Tätigkeitsmerkmal vereinbart ist (Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1a zu § 22 BAT).
                  	Keine Geltung für Lehrer, soweit nicht ausdrücklich ein besonderes Tätigkeitsmerkmal vereinbart ist (Vorbemerkung Nr. 8 der Anlage 1 zum TVöD-VKA).
               

               
                  	Der Allgemeine Teil (Teil I) der Vergütungsordnung enthält nicht nur allgemeine Tätigkeitsmerkmale, sondern auch Beispiele für bestimmte Berufsgruppen (Archiv- und Bibliotheksdienst).
                  	Der Allgemeine Teil (Teil A) der Entgeltordnung enthält nicht nur allgemeine Tätigkeitsmerkmale, sondern auch spezielle Tätigkeitsmerkmale für bestimmte Berufsgruppen (Bezügerechner, IT-Mitarbeiter, Ingenieure, Meister, Techniker …).
               

               
                  	ggf. sind Unterstellungsverhältnisse eingruppierungsrelevant
                  	 ggf. sind Unterstellungsverhältnisse eingruppierungsrelevant
               

            
         

         Für die Allgemeinen Tätigkeitsmerkmale gilt: Neue Allgemeine Tätigkeitsmerkmale finden sich vor allem in den Entgeltgruppen 2 bis 4 des Teils A Abschnitt I. der neuen Entgeltordnung. Die Entgeltgruppen 5 bis 7 weichen vom verwandten TV-L ab. Ansonsten wurde das Bestehende reformiert und der Ausbildungsbezug der Tätigkeitsmerkmale weiter gestärkt. Die befürchtete (oder erhoffte) Revolution blieb aus. Das spiegelt sich insbesondere in der faktischen Trennung der Belegschaft in „Angestellte“ und „Arbeiter“ wider. Für Letztere gilt in Bezug auf die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale ab Entgeltgruppe 2 ausschließlich der Teil A Abschnitt I. Ziffer 2. der Anlage 1 – Entgeltordnung VKA mit eigenständigen Regelungen. Da für die Entgeltgruppe 1 gemäß Teil A Abschnitt I. Ziffer 1. eine eigene Struktureinheit gebildet wurde, gilt diese für beide Beschäftigtengruppen. Die strukturelle Trennung zwischen allgemeinen „Arbeiter“- und „Angestellten“-Tätigkeitsmerkmalen beginnt mit Entgeltgruppe 2.
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         1. § 12 TVöD-VKA

         Die Grundlage der Eingruppierung ist § 12 TVöD-VKA.

         
            
               [image: Block Normzitat]§ 12 TVöD-VKA
            (1) Die Eingruppierung der/des Beschäftigten richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA). Die/Der Beschäftigte erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie/er eingruppiert ist.

            (2) 1Die/Der Beschäftigte ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr/ihm nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht. 2Die gesamte auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. 3Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z. B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. 4Werden in einem Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 2 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anforderung. 5Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von den Sätzen 2 bis 4 abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt dieses. 6Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der/des Beschäftigten bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein.

            
               Protokollerklärung zu Absatz 2:
            

            
               1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf den Aufgabenkreis der/des Beschäftigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z. B. unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, eines Widerspruchs oder eines Antrags, Erstellung eines EKG, Fertigung einer Bauzeichnung, Konstruktion einer Brücke oder eines Brückenteils, Bearbeitung eines Antrags auf eine Sozialleistung, Betreuung einer Person oder Personengruppe, Durchführung einer Unterhaltungs- oder Instandsetzungsarbeit).

            
               2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten werden.

            
               3Eine Anforderung im Sinne der Sätze 2 und 3 ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren Entgeltgruppe.

            (3) Die Entgeltgruppe der/des Beschäftigten ist im Arbeitsvertrag anzugeben.

            
               (Hervorhebungen durch die Verfasser)
            

         

         § 12 TVöD-VKA regelt generell, „wie“ eingruppiert wird. „Wo“ der Beschäftigte eingruppiert ist, folgt aus der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA).

      

   


      
         2. Summarische/analytische Bewertung 

         Der TVöD-VKA sieht ein sogenanntes summarisches Bewertungsverfahren vor. Dabei erfolgt zunächst anhand vorgegebener Bewertungskriterien (Tätigkeitsmerkmale) eine qualitative Gesamteinschätzung der an den Arbeitnehmer gestellten Arbeitsanforderungen.

         Bei den Tätigkeitsmerkmalen handelt es sich im Wesentlichen um die Merkmale

         
            	
               Kenntnisse (Ausbildung),

            

            	
               Fähigkeiten und

            

            	
               Verantwortung. 

            

         

         Sie bestimmen den Schwierigkeitsgrad der Aufgabenstellung. Diese werden in einem weiteren Schritt quantifiziert, indem die unterschiedlichen Schwierigkeitsgrade der Arbeiten zueinander ins Verhältnis gesetzt und unterschiedlichen Entgeltgruppen zugeordnet (katalogisiert) werden.

         Dieses Modell ist von der sogenannten analytischen Stellenbewertung abzugrenzen; beide Modelle dürfen nicht miteinander vermengt werden (so aber Fey, ZMV 1997, S. 226). Beim sogenannten analytischen Verfahren, das regelmäßig bei der Dienstpostenbewertung der Beamten eingesetzt wird, erfolgt keine qualitative Gesamteinschätzung der übertragenen Tätigkeit. Vielmehr werden die qualitativen Anforderungen an die Arbeit durch mehrere Einzelmerkmale in ihren (wesentlichen) Einzelheiten beschrieben. Der Schwierigkeitsgrad der zu erbringenden Arbeitsleistung wird aus einer qualitativen Analyse dieser arbeitsbestimmenden Einzelmerkmale (z. B. Können, Belastung, Verantwortung, Arbeitsbedingungen) ermittelt. Die Quantifizierung (Einstufung) richtet sich dann nach dem sogenannten Rangreihenverfahren oder dem Stufenwertzahlverfahren (einführend siehe Richter/Gamisch/Mohr, gEG, IV.B.2.1 und B.2.2; vertiefend Scholz, S. 736 ff.).

         Das von der Gewerkschaft ver.di angedachte Mischmodell (vgl. Fieg/Rothländer, ZTR 2008, S. 410 ff.) hat sich nicht durchgesetzt. 

         
            
               [image: Block Tipp]Praxis-Tipp:
            § 12 TVöD-VKA trifft wie § 22 BAT und § 12 TV-L/TVöD-Bund für die Eingruppierung eine bindende und abschließende Regelung, die sich als summarische Arbeitsbewertung darstellt. Das BAG hat entschieden, dass eine analytische Stellenbewertung, wie sie bei Beamten vorgenommen wird, im Geltungsbereich des BAT nicht anwendbar ist (vgl. BAG 15.02.1971, 4 AZR 147/70, AP Nr. 38 zu §§ 22, 23 BAT; BAG 14.08.1985, 4 AZR 21/84, AP Nr. 109 zu §§ 22, 23 BAT 1975).

         

         Da § 12 TVöD-VKA die Bestimmungen des § 22 BAT im Wesentlichen fortführt, gilt dies somit auch für das neue Eingruppierungsrecht im TVöD-VKA. 

      

   


      
         3. Grundsatz der Tarifautomatik

         Auch im TVöD-VKA gilt weiterhin der sogenannte Grundsatz der Tarifautomatik: Der Mitarbeiter „wird“ nicht, vielmehr „ist“ er in eine Entgeltgruppe eingruppiert (siehe § 12 Abs. 1 Satz 2 TVöD-VKA).

         Es erfolgt somit kein „Eingruppierungsakt“, sondern eine „automatische“ Eingruppierung. Man spricht in diesem Zusammenhang von einem „Akt der Rechtsanwendung“, mit dem die Äußerung einer Rechtsansicht durch den Arbeitgeber verbunden ist (vgl. BAG 15.06.2011, 4 AZR 737/09, AP Nr. 7 zu §§ 22, 23 BAT Rückgruppierung).

         Nach diesem Modell kann es folglich keine falsche Eingruppierung geben, sie ist immer korrekt. Es ist eine andere Frage, ob der Arbeitgeber das tarifgerechte Ergebnis erkannt hat (vgl. Richter/Gamisch/Mohr, Grundlagen, S. 16 f.; Richter/Gamisch/Mohr, gEG, IV.B.4). Objektive Fehler bei der Eingruppierung können deshalb grundsätzlich mit einer sogenannten korrigierenden Herabgruppierung beseitigt werden (Richter/Gamisch/Mohr, gEG,  IV.B.13.3).

      

   


      
         4. Regelmäßig auszuübende Tätigkeit

         Der Tarifvertrag stellt nach wie vor auf die regelmäßig aus-zu-übende Tätigkeit ab. Die aus-ge-übte Tätigkeit ist weiterhin ohne Bedeutung. Die Rechtslage gleicht dem TV-L und TVöD-Bund.

         Die auszuübende Tätigkeit ist die vom Arbeitgeber übertragene Tätigkeit. Sie ergibt sich regelmäßig aus dem Arbeitsvertrag. Für die Eingruppierung sind somit allein die Tätigkeiten maßgeblich, die der Arbeitgeber auf Basis des Arbeitsvertrags übertragen und im Rahmen seines Direktionsrechts ggf. weiter konkretisiert hat (vgl. BAG 24.09.2015, 2 AZR 680/14, AP Nr. 165 zu § 2 KSchG 1969, ZTR 2016, S. 275 ff. m. w. N.).

         Damit stellt sich die Frage, wer diese Arbeitgeberfunktion innehat. Das ist in der Regel die Personal- bzw. Organisationsabteilung als personalbewirtschaftende Stelle. Überträgt hingegen ein dazu nicht befugter Vorgesetzter einem Beschäftigten höherwertige Tätigkeiten, führt dies nicht zu einem tariflichen Anspruch auf höheres Entgelt, da die höherwertige Tätigkeit aufgrund der unsachgemäßen Übertragung nicht zur auszuübenden Tätigkeit geworden ist. Der automatische Anspruch auf ein tarifkonformes Entgelt setzt somit erst dann ein, wenn die entsprechenden Tätigkeiten durch das sachlich zuständige Organ der Dienststelle übertragen oder zumindest stillschweigend geduldet wurden (vgl. BAG 05.05.1999, 4 AZR 360/98, AP Nr. 268 zu §§ 22, 23 BAT 1975; LAG Köln 06.08.2014, 5 Sa 877/15, ZTR 2015, S. 21 f.).

         Allerdings gilt es zu beachten, dass die neuere Rechtsprechung klarstellt, dass dem Arbeitnehmer ein Vertrauensschutz eingeräumt wird: Wird dem Arbeitnehmer von einem Vorgesetzten eine andere Tätigkeit zugewiesen, muss sich dieser darauf verlassen können, dass ihm vom Vorgesetzten nur Tätigkeiten zugewiesen werden, die die von ihm auszuübende Tätigkeit im Sinne des § 12 TVöD-VKA darstellt und tarifgerecht vergütet wird. Der Vertrauensschutz für den Arbeitnehmer besteht nur dann nicht, wenn die Unzuständigkeit des Vorgesetzten bekannt oder doch offensichtlich ist (vgl. LAG Köln 06.08.2014, 5 Sa 877/13, ZTR 2015, S. 21 f.; vgl. BAG 16.04.2015, 6 AZR 242/14, AP Nr. 2 zu § 14 TVöD, ZTR 2015, S. 439 ff.).

         
            
               [image: Block Wichtig]Wichtig:
            Der öffentliche Arbeitgeber sollte deshalb für klare Zuständigkeiten sorgen.

         

         Dabei soll nur die auszuübende Tätigkeit eine Rolle bei der Eingruppierung spielen, die dem Mitarbeiter „nicht nur vorübergehend“, sondern auf Dauer übertragen wurde und die er damit regelmäßig ausüben soll. Diese Tätigkeiten sind abzugrenzen von solchen Tätigkeiten, die dem Mitarbeiter nur vorübergehend im Sinne des § 14 TVöD-VKA übertragen werden.

         
            
               [image: Block Wichtig]Wichtig:
            Der Arbeitgeber hat somit zwei Möglichkeiten, höherwertige Tätigkeiten zu übertragen:

            
               	
                  Fallen Tätigkeiten nicht dauerhaft für den Mitarbeiter an, erfolgt die Übertragung im Rahmen des § 14 TVöD-VKA und löst gemäß § 14 TVöD-VKA eine Zulagenzahlung aus. 

               

               	
                  Handelt es sich um regelmäßig und damit auf Dauer anfallende Tätigkeiten, führt deren Übertragung zur Eingruppierung nach § 12 TVöD-VKA. 

               

            

         

         Dabei stellt die Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit auf Dauer den Regelfall dar. Demgegenüber ist die vorübergehende Übertragung nach § 14 TVöD-VKA die Ausnahme und erfordert deshalb einen ausreichenden Grund, um billigem Ermessen (§ 106 GewO i. V. m. § 315 BGB) zu entsprechen. Allein die mögliche Unsicherheit über die Dauer der Beschäftigungsmöglichkeit mit den übertragenen höherwertigen Tätigkeiten reicht nicht aus. Die Regelung des § 14 TVöD-VKA kann nicht dafür herangezogen werden, die Ungewissheit über die Dauer der weiteren Beschäftigungsmöglichkeit auf den Mitarbeiter zu verlagern. Die Anwendung des § 14 TVöD-VKA setzt vielmehr hinreichend gesicherte Planungs- und Prognosegrundlagen voraus. Eine bloße Grundsatzentscheidung über Aufgabenverlagerungen ohne entsprechende zeitliche und sonstige weitere Konkretisierungen, reicht nicht (BAG 04.07.2012, 4 AZR 759/10, AP Nr. 1 zu § 14 TVöD).

         Zusammenfassend ist für die Eingruppierung zunächst die vom Arbeitgeber dauerhaft übertragene Tätigkeit maßgeblich, während folgende Aspekte für die Eingruppierung keine Rolle spielen:

         
            
               [image: Block Checkliste]Unerheblich für die Eingruppierung
            
               	
                  Stellenplan

               

               	
                  Stellenanzeigen und Ausschreibungstexte

               

               	
                  Angabe der Entgeltgruppe im Arbeitsvertrag

               

               	
                  Ausgewiesene Stellen im Haushalts- oder Stellenplan

               

               	
                  Beschlüsse politischer Gremien

               

               	
                  Bewertungen von Stellenbewertungskommissionen

               

               	
                  Einarbeitungszeit

               

               	
                  Eingruppierung vergleichbarer (früherer) Beschäftigter (Angestellte, Arbeiter, Beamte)

               

               	
                  Eingruppierungsrichtlinien einer Tarifvertragspartei

               

               	
                  Geschäftsverteilungspläne

               

               	
                  Qualität der geleisteten Arbeit

               

               	
                  Quantität der geleisteten Arbeit

               

               	
                  Schlüsselqualifikationen (z. B. Kontaktfähigkeit, Phantasie, Eigeninitiative, Verhandlungsgeschick)

               

            

         

         (vgl. Richter/Gamisch/Mohr, Grundlagen, S. 25 f.; Richter/Gamisch/Mohr, gEG, IV.B.4.2 m. w. N.)

      

   
      
         5. Arbeitsvorgang 

         
            
               Der Arbeitsvorgang als abstrakter Rechtsbegriff

            § 12 TVöD-VKA schreibt vor, dass im Rahmen der Tarifautomatik zur Bewertung der Tätigkeit Arbeitsvorgänge gebildet werden, denen Zeitanteile zuzuordnen sind. Grundlage für die Eingruppierung ist damit nach wie vor der Arbeitsvorgang. Die in § 12 TVöD-VKA vorgenommene Definition gleicht – von redaktionellen Änderungen abgesehen – den Vorschriften des § 22 BAT und des § 12 TV-L/TVöDBund. Dementsprechend behält auch die bisherige Rechtsprechung der Arbeitsgerichte ihre Bedeutung.

            Der Arbeitsvorgang ist im TVöD-VKA die für die Bewertung der Stelle und für die Eingruppierung des Mitarbeiters allein maßgebliche Bewertungseinheit. Dementsprechend muss dieser zutreffend gebildet und beschrieben werden, da der Arbeitsvorgang kein „unbestimmter Rechtsbegriff“ ist. Im Gegenteil, das BAG hat ausgeführt:

            
               
                  [image: Block Normzitat]BAG vom 31.07.2002
               Der Begriff des „Arbeitsvorgangs“ ist ein feststehender, abstrakter, von den Tarifvertragsparteien vorgegebener Rechtsbegriff. Die Anwendung eines derart bestimmten Rechtsbegriffs durch die Tatsachengerichte ist in vollem Umfang durch das Revisionsgericht nachprüfbar (…). Die Parteien können daher auch nicht unstreitig stellen, dass bestimmte Tätigkeiten einen Arbeitsvorgang im Rechtssinne bilden. (…) Die Bestimmung des Arbeitsvorgangs ist als Rechtsanwendung Sache der Gerichte (…).

               (BAG 31.07.2002, 4 AZR 129/01, AP Nr. 291 zu §§ 22, 23 BAT 1975)

            

            Das heißt, dass die Gerichte – in letzter Instanz das BAG als Revisionsgericht – die Bildung der Arbeitsvorgänge überprüfen.

            
               
                  [image: Block Tipp]Praxis-Tipp:
               Fehler bei der Bildung eines Arbeitsvorgangs durchziehen als Folgefehler das gesamte Bewertungsverfahren.

            

            Deshalb muss bereits bei der Stellenbeschreibung großer Wert auf die korrekte Bildung und Beschreibung des Arbeitsvorgangs gelegt werden (siehe auch Richter/Gamisch/Mohr, Grundlagen, S. 34 ff.; Richter/Gamisch/Mohr, StB, S. 106 ff.).

            Das die Bestimmung des Arbeitsvorgangs Sache der Gerichte ist, führte in den letzten Jahren – eigentlich bereits mit Beginn der Einführung des Arbeitsvorgangs in den BAT (siehe z. B. BAG 22.11.1977, 4 AZR 395/76, AP Nr. 2 zu §§ 22, 23 BAT 1975) – zu Diskrepanzen zwischen rechtlicher und praktischer Auslegung und Anwendung des Begriffs. Ihren wohl vorerst letzten (?) Höhepunkt erreichte die Diskussion mit der Entscheidung des BAG zur Eingruppierung einer Geschäftsstellenverwalterin und Urkundsbeamtin beim Bundesverwaltungsgericht (BAG 28.02.2018, 4 AZR 816/16, AP Nr. 47 zu §§ 22, 23 BAT-O, ZTR 2018, S. 386 ff.). Die Tarifvertragsparteien haben reagiert und den Begriff auf die Agenda gesetzt (zum aktuellen Stand der [juristischen] Diskussion siehe auch ZTR 2021, Die Rettung des Arbeitsvorgangs im TVöD/TV-L – Facelifting oder großer Eingriff?, S. 51 ff.). Man darf also gespannt sein, ob und wie sich die Tarifvertragsparteien bei dieser wichtigen Grundsatzfrage einigen (können).

         

         
            
               Der Arbeitsvorgang als Ergebnis einer Organisationsentscheidung

            Weil der Arbeitgeber kraft seiner Organisationsgewalt entscheidet, welcher Mitarbeiter welche Tätigkeiten wie ausübt, prägt er über die Bildung der Arbeitsvorgänge auch die tarifliche Wertigkeit der Stelle vor. Die organisatorische Vorgabe des Arbeitgebers zur Arbeitsausführung führt dann zur Anwendung der Tarifautomatik.

            
               
                  [image: Block Tipp]Praxis-Tipp:
               Nicht erwünschte Eingruppierungsergebnisse dürfen nicht über eine fehlerhafte Anwendung des TVöD-VKA vermieden, sondern müssen vielmehr im Vorfeld durch die zielgerichtete Verteilung der Aufgaben aus qualitativer und quantitativer Sicht gesteuert werden.

            

            
               Beispiel:
               Es ist grundsätzlich unzulässig, während der Probezeit die tarifkonforme Eingruppierung abzusenken und eine Entgeltgruppe weniger zu zahlen. Damit dem Umstand Rechnung getragen wird, dass sich ein neuer Mitarbeiter ggf. erst in die Stelle und ihre Anforderungen hineinfinden muss, darf nicht die gesamte auszuübende Tätigkeit gemäß Stellenbeschreibung übertragen werden. Mittels eines Aktenvermerks wird vielmehr dokumentiert, warum (fehlende fachliche Qualifikationen, fehlendes Erfahrungswissen) welche Teile der auszuübenden Tätigkeit gemäß Stellenbeschreibung dem Beschäftigten noch nicht übertragen worden sind. So werden beispielsweise die Arbeitsvorgänge mit selbstständigen Leistungen unter fachlicher Anleitung und damit nach den Vorgaben zu Arbeitsweg und Arbeitsmethoden erledigt, so dass die Anforderungen an das Tätigkeitsmerkmal selbständige Leistungen (siehe Kapitel 6.7) noch nicht vollständig erfüllt werden.

            

         

         
            
               Die Bildung des Arbeitsvorgangs

            Die tarifliche Definition des Arbeitsvorgangs wurde schon vorgestellt. Das BAG konkretisiert den Begriff wie folgt:

            
               
                  [image: Block Normzitat]BAG vom 25.08.2010
               Unter einem Arbeitsvorgang ist nach ständiger Rechtsprechung eine unter Hinzurechnung der Zusammenhangstätigkeiten bei Berücksichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungsübung nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare und rechtlich selbständig zu bewertende Arbeitseinheit der zu einem bestimmten Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit eines Angestellten zu verstehen. (…) Dabei kann auch die gesamte vertraglich geschuldete Tätigkeit einen einzigen Arbeitsvorgang ausmachen. Nur wenn es tatsächlich möglich ist, Tätigkeiten von unterschiedlicher Wertigkeit abzutrennen, werden diese nicht zu einem Arbeitsvorgang zusammengefasst.

               (BAG 25.08.2010, 4 AZR 5/09, AP Nr. 315 zu §§ 22, 23 BAT 1975 m. w. N.)

            

            Diese Ausführungen werden als unübersichtlich empfunden. Deshalb wird versucht, die Definition zu strukturieren, was aus didaktischen Gründen auch sinnvoll ist. 

            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	Gegliederte Definition des Arbeitsvorgangs
                  

                  
                     	PE zu § 12
Abs. 2 TVöD-VKA 
                     	PE Nr. 1 zu § 22
Abs. 2 BAT 
                     	BAG 
                  

               
               
                  
                     	Arbeitsvorgänge sind
                     	Arbeitsvorgänge sind
                     	Der Arbeitsvorgang ist
                  

                  
                     	
                        
                           
                              
                                 	1.1
                                 	 
                                 	
                                    Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten)

                                 
                              

                           

                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 	2.1
                                 	 
                                 	
                                    Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten)

                                 
                              

                           

                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 	3.1
                                 	 
                                 	
                                    eine unter Hinzurechnung der Zusammenhangs-tätigkeiten

                                 
                              

                           

                        

                     
                  

                  
                     	
                        
                           
                              
                                 	1.2
                                 	 
                                 	
                                    die, bezogen auf den Aufgabenkreis der/des Beschäftigten,

                                 
                              

                           

                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 	2.2
                                 	 
                                 	
                                    die, bezogen auf den Aufgabenkreis des Angestellten,

                                 
                              

                           

                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 	3.2
                                 	 
                                 	
                                    und bei Berücksichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungsübung

                                 
                              

                           

                        

                     
                  

                  
                     	
                        
                           
                              
                                 	1.3
                                 	 
                                 	
                                    zu einem bei natürlicher Betrachtung

                                 
                              

                           

                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 	2.3
                                 	 
                                 	
                                    zu einem bei natürlicher Betrachtung

                                 
                              

                           

                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 	3.3
                                 	 
                                 	
                                    nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare und

                                 
                              

                           

                        

                     
                  

                  
                     	 
                     	 
                     	
                        
                           
                              
                                 	3.4
                                 	 
                                 	
                                    rechtlich selbständig bewertbare Arbeitseinheit

                                 
                              

                           

                        

                     
                  

                  
                     	
                        
                           
                              
                                 	1.4
                                 	 
                                 	
                                    abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen.

                                 
                              

                           

                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 	2.4
                                 	 
                                 	
                                    abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen.

                                 
                              

                           

                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 	3.5
                                 	 
                                 	
                                    der zu einem bestimmten Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit eines Angestellten.

                                 
                              

                           

                        

                     
                  

               
            

            Arbeitsleistung (1.1/2.1) ist jede zur Erfüllung der Arbeitspflicht verrichtete Aktivität eines Beschäftigten. Die Arbeitsleistung umfasst somit die gesamte auszuübende Tätigkeit (Aufgabenkreis gemäß 1.2/2.2). Diese ist nach den Kriterien Zusammenhangstätigkeiten (1.1/2.1/3.1) und Arbeitsergebnis (1.4/2.4/3.5) in Arbeitseinheiten (3.4) zu gliedern:

            Der Arbeitsschritt ist dabei die kleinste, nicht mehr sinnvoll aufspaltbare Arbeitsleistung des Beschäftigten. Die Reihenfolge der Arbeitsschritte wird als Arbeitsablauf bezeichnet. Zu diesem Arbeitsablauf zählen auch Zusammenhangstätigkeiten (1.1/2.1/3.1). Das sind solche Tätigkeiten, die einen engen inneren sachlichen Zusammenhang mit anderen, insbesondere tariflich höherwertigen Aufgaben des Beschäftigten aufweisen. Bei der Bildung des Arbeitsvorgangs dürfen diese Zusammenhangsarbeiten zwecks Vermeidung tarifwidriger Atomisierung nicht abgetrennt werden. Sie sind vielmehr dem Arbeitsvorgang als Bewertungseinheit hinzuzurechnen (vgl. BAG 10.12.2014, 4 AZR 773/12, ZTR 2015, S. 646 ff.).

            Klassische Zusammenhangsarbeiten sind zum Beispiel:

            
               	
                  Besprechungen und Telefongespräche, die mit der Bearbeitung des Aktenvorgangs zusammenhängen

               

               	
                  Fertigen und Lesen von Statistiken, wenn diese die Grundlage für die Kernarbeit sind

               

               	
                  Führen eines Dienstwagens durch einen Verwaltungsmitarbeiter

               

               	
                  Lesen von Akten, um ein medizinisches oder juristisches Gutachten zu fertigen

               

               	
                  Publikumsverkehr

               

               	
                  Schriftverkehr, der mit der Bearbeitung des Aktenvorgangs anfällt

               

               	
                  Studium von Gesetzen, sonstigen Rechtsvorschriften und gerichtlichen Entscheidungen

               

            

            (BAG 26.07.1995, 4 AZR 280/94, AP Nr. 203 zu §§ 22, 23 BAT 1975; BAG 17.01.1996, 4 AZR 662/94, AP Nr. 4 zu §§ 22, 23 BAT Sparkassenangestellte; BAG 29.08.1991, 4 AZR 593/88)

            Zu einer nach dem BAG rechtlich selbständig bewertbaren Arbeitseinheit (3.4) werden demnach alle Arbeitsleistungen zusammengefasst, die zu einem verwertbaren (Zwischen-)Ergebnis führen (1.4/2.4/3.5). Diese Arbeitseinheit ist dann der Arbeitsvorgang. Bei der Bildung des Arbeitsvorgangs kommt es damit entscheidend auf das bei „natürlicher Betrachtungsweise“ (1.3/2.3/3.3) abgrenzbare Arbeitsergebnis (1.4/2.4/3.5) an (BAG 25.02.2009, 4 AZR 20/08, AP Nr. 310; BAG 25.08.2010, 4 AZR 5/09, AP Nr. 315, beide zu §§ 22, 23 BAT 1975).

            Es muss eine „wirklichkeitsfremde Zersplitterung eines einheitlichen Arbeitsergebnisses“ (BAG 31.07.2002, 4 AZR 129/01, AP Nr. 291 zu §§ 22, 23 BAT 1975) verhindert werden. Dabei ist es unerheblich, dass es theoretisch verwaltungstechnisch möglich wäre, die Arbeit durch organisatorische Maßnahmen anders zu verteilen und die Bearbeitung auf verschiedene Bearbeiter zu übertragen (BAG 23.02.2005, 4 AZR 191/04; BAG 09.07.1997, 4 AZR 177/96, AP Nr. 7 zu §§ 22, 23 BAT-O; zit. nach Reidelbach/Wieland/Fattler, A 320 XVII.; BAG 14.03.2001, 4 AZR 172/00, EzBAT §§ 22, 23 BAT A. Allgemein Nr. 80).

            
               
                  [image: Block Wichtig]Wichtig:
               Maßgeblich ist somit die vom Arbeitgeber vorgegebene tatsächliche Organisation (vgl. BAG 13.05.2015, 4 AZR 355/13, AP Nr. 4 zu § 56 TVöD; BAG 24.02.2016, 4 AZR 485/13, AP Nr. 6 zu § 56 TVöD m. w. N. auf die Rechtsprechung des BAG; siehe auch für die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale: BAG 22.02.2017, 4 AZR 514/16, AP Nr. 336 zu §§ 22, 23 BAT 1975, ZTR 2017, S. 352 ff.).

            

            Die Arbeitseinheiten müssen zu einem unter tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen, welches rechtlich selbständig bewertbar (3.4) ist.

            Maßgeblich ist der konkret zu bewertende Aufgabenbereich. Eine „einheitliche Aufgabenstellung“ (z. B. Controlling) darf nicht mit dem Begriff des Arbeitsvorgangs verwechselt werden. In diesem Fall würde eine unzulässige Pauschalierung vorgenommen, die die Gefahr einer zu hohen Eingruppierung mit sich bringt.

            
               
                  [image: Block Tipp]Praxis-Tipp:
               Tatsächlich trennbare Tätigkeiten mit einer unterschiedlichen Wertigkeit dürfen nicht zu einem Arbeitsvorgang zusammengefasst werden (vgl. BAG 19.05.2010, 4 AZR 912/08, AP Nr. 314 zu §§ 22, 23 BAT 1975 m. w. N.; BAG 27.09.2017, 4 AZR 666/14, AP Nr. 5 zu § 16 TVöD).

            

            Zusammenfassend kann man den Arbeitsvorgang mit einer (verkürzten) Arbeitsdefinition beschreiben als Arbeitsleistung,

            
               	
                  die zu einem bestimmten Ziel führt,

               

               	
                  das unter Berücksichtigung des tatsächlichen Arbeitsablaufs des Mitarbeiters von anderen Tätigkeiten abgegrenzt und

               

               	
                  tarifrechtlich selbständig bewertbar ist.

               

            

         

         
            
               Die Anzahl der Arbeitsvorgänge

            Die Anzahl der Arbeitsvorgänge ist für die Eingruppierung zunächst ohne Bedeutung. So ist es möglich, dass nur ein Arbeitsvorgang vorliegt. Das ist der Fall, wenn der Aufgabenkreis nicht weiter aufteilbar und einer rechtlichen Bewertung zugänglich ist (vgl. z. B. BAG 27.09.2017, 4 AZR 666/14, AP Nr. 5 zu § 16 TVöD). Mit dieser Feststellung ist noch nicht gesagt, zu welchem Eingruppierungsergebnis dies führt.

            Von nur einem großen Arbeitsvorgang kann grundsätzlich ausgegangen werden, wenn eine der drei Kategorien vorliegt:

            
               
                  
                     	1.
                     	 
                     	
                        Leitung

                     
                  

                  
                     	2.
                     	 
                     	
                        Funktionsmerkmal

                     
                  

                  
                     	3.
                     	 
                     	
                        Tätigkeiten mit Funktionscharakter

                     
                  

               

            

            Diese bilden nach ständiger Rechtsprechung regelmäßig einen einheitlichen Arbeitsvorgang (vgl. Richter/Gamisch/Mohr, Grundlagen, S. 50 ff.).

            
               [image: ]
            

         

      

   


      
         6. Zeitanteile: Die 50-Prozent-Grenze 

         Der maßgebliche Zeitanteil bleibt bei 50 Prozent, sofern in Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) nicht ausdrücklich ein anderer Zeitanteil bestimmt wird.

         Zeitanteile sind eine wesentliche Voraussetzung, um Stellen unter Anwendung der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) bewerten zu können (siehe auch Richter/Gamisch, RiA 2008, S. 241 ff.). Sie spiegeln die Verteilung des zeitlichen Aufwands auf die einzelnen Arbeitsvorgänge wider. Ihre Ermittlung ist demnach erst zweckmäßig, wenn Arbeitsvorgänge und Arbeitsschritte feststehen.

         Trotz dieser elementaren Bedeutung haben sich die Gerichte und die Literatur zum Eingruppierungsrecht nur am Rande mit der Frage der Ermittlung von Zeitanteilen auseinandergesetzt und diese Grundsätze formuliert: Der zeitliche Aufwand muss für jeden Arbeitsvorgang gesondert festgestellt werden. Adäquat sind Methoden, die im Rahmen von Organisationsuntersuchungen zur Ermittlung des Personalbedarfs zum Einsatz kommen. Dazu zählen beispielsweise:

         
            	
               qualifizierte Schätzung

            

            	
               Selbstaufschreibung/Arbeitstagebuch

            

            	
               Multimomentaufnahme

            

            	
               Laufzettelverfahren

            

         

         (so z. B. BAG 18.05.1994, 4 AZR 449/93, AP Nr. 5 zu §§ 22, 23 BAT Datenverarbeitung; vertiefend siehe Richter/Gamisch/Mohr, Grundlagen, S. 74 ff.)

      

   


      
         7. Zusammenfassende Betrachtung

         Der TVöD-VKA fordert – wie schon der BAT – eine zusammenfassende Betrachtung.

         
            
               [image: Block Normzitat]§ 12 Abs. 2 Satz 3 TVöD-VKA
            Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z. B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen.

         

         
            
               [image: Block Normzitat]BAG vom 12.12.2012
            Mit dieser Tarifnorm wird sichergestellt, dass einem Angestellten [neu: Beschäftigten] des öffentlichen Dienstes auch diejenige Qualifizierung seiner Tätigkeit zugutekommt, die sich daraus ergibt, dass nebeneinander mehrere Tätigkeiten ausgeübt werden, aus deren Summierung sich erst die Erfüllung bestimmter tariflicher Merkmale ergibt.

            (BAG 12.12.2012, 4 AZR 199/11, AP Nr. 325 zu §§ 22, 23 BAT 1975 m. w. N.) 

         

         Diese ergänzende Form der Bewertung sichert Arbeitnehmern somit eine höhere Eingruppierung, wenn sie nebeneinander Aufgaben unterschiedlicher Art ausüben und dafür jeweils andersartige Kenntnisse und Erfahrungen einsetzen müssen.

         Dazu stellt die aktuelle Rechtsprechung klar, dass die zusammenfassende Betrachtung generell angewendet werden kann, wenn das einschlägige Tätigkeitsmerkmal qualitative oder quantitative Tatbestandsmerkmale enthält. Danach ist zum Beispiel nicht ausgeschlossen, die Erfüllung des Tätigkeitsmerkmals „Leitung einer größeren Organisationseinheit“ (TV-Ärzte Hessen) aufgrund einer zusammenfassenden Betrachtung der Leitung von zwei Stationen anzunehmen (BAG 16.05.2012, 4 AZR 300/10, AP Nr. 67 zu § 1 TVG Tarifverträge: Arzt; Eingruppierung eines Oberarztes nach TV-Ärzte Hessen). Ob ein solcher Fall vorliegt, ist einzelfallbezogen zu prüfen und zu begründen (BAG 12.12.2012, 4 AZR 199/11, AP Nr. 325 zu §§ 22, 23 BAT 1975; zu den Einzelheiten siehe auch Richter/Gamisch/Mohr, Grundlagen, S. 83 ff.; Richter/Gamisch/Mohr, gEG, IV.B.10).

         
            
               [image: Block Tipp]Praxis-Tipp:
            Der TVöD-VKA fordert mit dem Arbeitsvorgang und der zusammenfassenden Betrachtung komplexe Abwägungen zur auszuübenden Tätigkeit. Daraus wird deutlich, dass auf Stellenbeschreibungen schon aus tarifrechtlichen Gründen nicht verzichtet werden kann. Regelmäßig verkennen Kritiker von Stellenbeschreibungen diese rechtliche Ausgangssituation (zur Stellenbeschreibung siehe Richter/Gamisch/Mohr, StB; zu den personalwirtschaftlichen Vorteilen siehe Richter/Gamisch, DÖD 2012, S. 1 ff.).

         

      

   
      
         8. Eingruppierung in besonderen Fällen 

         Von den Regelungen des § 12 TVöD-VKA sind die Bestimmungen des § 13 TVöD-VKA abzugrenzen: 

         
            
               [image: Block Normzitat]§ 13 TVöD-VKA – Eingruppierung in besonderen Fällen
            (1) 1Ist der/dem Beschäftigten eine andere, höherwertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat sich aber die ihr/ihm übertragene Tätigkeit (§ 12 [VKA] Abs. 2 Satz 1) nicht nur vorübergehend derart geändert, dass sie den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht (§ 12 [VKA] Abs. 2 Sätze 2 bis 6), und hat die/der Beschäftigte die höherwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate lang ausgeübt, ist sie/er mit Beginn des darauffolgenden Kalendermonats in der höheren Entgeltgruppe eingruppiert. 2Für die zurückliegenden sechs Kalendermonate gilt § 14 Abs. 1 sinngemäß.

            (2) 1Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Arbeitsunfähigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorbereitung auf eine Fachprüfung für die Dauer von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, wird die Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Monaten eingerechnet. 2Bei einer längeren Unterbrechung oder bei einer Unterbrechung aus anderen Gründen beginnt die Frist nach der Beendigung der Unterbrechung von neuem.

            (3) Wird der/dem Beschäftigten vor Ablauf der sechs Monate wieder eine Tätigkeit zugewiesen, die den Tätigkeitsmerkmalen ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht, gilt § 14 Abs. 1 sinngemäß.

         

         Inhaltliche Änderungen gegenüber § 23 BAT hat es nicht gegeben. Nach wie vor deckt diese Regelung die dynamische Entwicklung der beruflichen Anforderungen ab: § 13 TVöD-VKA regelt den Fall, dass der Arbeitgeber keine anderen Tätigkeiten überträgt, das heißt nicht aktiv in die auszuübende Tätigkeit an sich eingreift. Vielmehr erhöhen sich bei gleichbleibender Aufgabenstellung die fachlichen Anforderungen: Der Beschäftigte muss – um nach wie vor die gestellten Aufgaben lösen zu können – mehr Wissen und Können einsetzen. Es ändert sich somit nicht der Arbeitsauftrag (auszuübende Tätigkeit), sondern die dabei zu beachtenden Rahmenbedingungen. Dies kann sowohl die rechtlichen als auch die fachlichen Grundlagen der Arbeit betreffen (z. B. neue bzw. geänderte Gesetze, technische Neuerungen).

         Die höhere Eingruppierung kann dann nach Ablauf von sechs Monaten vollzogen werden. Für die ersten sechs Monate erhält der Beschäftigte eine Zulage gemäß § 14 TVöD-VKA.

      

   


      
         9. Die Umgruppierung und Übertragung höherwertiger Tätigkeiten

         Ändert sich die Eingruppierung des Mitarbeiters, wird dies regelmäßig als Umgruppierung bezeichnet. Eine Umgruppierung liegt vor, wenn ein Wechsel der Entgeltgruppe nach oben (Höhergruppierung) oder nach unten (Herabgruppierung/Rückgruppierung) erfolgt, oder bei geänderten Tätigkeitsmerkmalen (Fallgruppenwechsel) weiterhin das gleiche Arbeitsentgelt erzielt wird (vgl. BAG 06.08.2002, 1 ABR 49/01, AP Nr. 27 zu § 99 BetrVG 1972). Entscheidend für das Vorliegen einer Umgruppierung ist, dass die Tätigkeit des Arbeitnehmers nicht bzw. nicht mehr den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppe und Fallgruppe entspricht, in die er bisher eingruppiert ist (vgl. BAG 23.09.2003, 1 ABR 35/02, AP Nr. 29 zu § 99 BetrVG 1972 m. w. N.).

         Die Höhergruppierung ist die Einreihung des Beschäftigten in eine höhere Entgeltgruppe. Dafür kann es unterschiedliche Gründe geben:

         
            	
               Übertragung einer anderen, höherwertigen auszuübenden Tätigkeit durch den Arbeitgeber 

            

            	
               Korrektur einer zu niedrigen Eingruppierung (sog. korrigierende Höhergruppierung) 

            

         

         Für die Höhergruppierung gilt das oben zum Grundsatz der Tarifautomatik Gesagte (siehe Kapitel 2.3). Mit der Höhergruppierung erfolgt kein Gestaltungsakt, sondern lediglich ein „Akt der Rechtsanwendung“.

         Für die Herabgruppierung existieren zwei Gründe:

         
            	
               Übertragung einer anderen, niederwertigen Tätigkeit durch den Arbeitgeber 

            

            	
               Korrektur einer zu hohen Eingruppierung (sog. korrigierende Herabgruppierung) 

            

         

         Niederwertige Tätigkeiten dürfen dem Beschäftigten grundsätzlich nicht im Rahmen des Direktionsrechts dauerhaft übertragen (angewiesen) werden. Deren dauerhafte Übertragung kann deshalb nur über eine einvernehmliche Vertragsänderung oder eine Änderungskündigung erfolgen. Bei der Änderungskündigung ist der Änderungskündigungsschutz des § 2 KSchG zu beachten.

         Korrigierende Herabgruppierungen erfolgen demgegenüber grundsätzlich über das Direktionsrecht gemäß § 106 GewO. Nur in Ausnahmefällen ist eine Änderungskündigung erforderlich. Voraussetzung ist aber, dass der Arbeitgeber einen Irrtum (objektiven Anwendungsfehler) bei der Anwendung der Eingruppierungsvorschriften des TVöD-VKA und/oder der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) darlegen und beweisen kann. Es gelten die Grundsätze, die die Rechtsprechung zum BAT entwickelt hat (zu den Einzelheiten siehe auch Richter/Gamisch/Mohr, gEG, IV.B.13.3). 

      

   


      
         
3. Der Einstieg in die Entgeltordnung

      
         	
            1. Die Auslegung der Entgeltordnung
         

         	
            2. Alte und neue Rechtsprechung
         

         	
            3. Die Struktur der neuen Entgeltordnung 
         

         	
            4. Die grundsätzlichen Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen) 
         

         	
            5. Die Struktur des Teils A der Entgeltordnung
         

         	
            6. Die Struktur des Teils B der Entgeltordnung 
         

         	
            7. Die Qualifikationsebenen
         

         	
            8. Die Bedeutung von Berufsbildern
         

         	
            9. Baukastenprinzip und Heraushebungsmerkmale 
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